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SCHRIFTLICHE ANFRAGE P-1696/09
von Antonio De Blasio (PPE-DE)
an die Kommission

Betrifft: Spekulationsgewinne aus Wechselkursdifferenzen zwischen Forint und Euro

Die Finanzierungsverträge für die Kofinanzierungsprojekte der EU (unter anderem die 
Entwicklungsprogramme für Pécs als Europäische Kulturhauptstadt mit einem Finanzrahmen von 
34,6 Milliarden Forint), mit deren Durchführung 2009 begonnen wird, wurden überwiegend 2006/07 
vom Amt für Nationale Entwicklung (Nemzeti Fejlesztési Ügynökség – NFÜ) und den Begünstigten 
zum damals gültigen Wechselkurs zwischen Forint und Euro (etwa 250 HUF/EUR) unterzeichnet.
Der ungarische Staat berechnet den von der Kommission finanzierten Teil der genehmigten Projekte 
in Euro, und zwar in Höhe des zum Zeitpunkt des Vertragsabschlusses mit der Kommission in Euro 
festgesetzten Betrags.

Auch infolge der Finanzkrise hat sich der Wechselkurs zwischen Forint und Euro in den letzten 
Monaten ständig verändert, und meist hat der Forint drastisch an Wert verloren.
Betrug der Wechselkurs im letzten Jahr noch 255 HUF/EUR, so liegt er heute bereits bei 
307 HUF/EUR. 

Leider ist es üblich geworden, dass die NFÜ von den von der EU in Euro erhaltenen Geldern nur den 
Betrag an die Begünstigten auszahlt, der dem bei Vertragsabschluss vor zwei bis drei Jahren gültigen 
Wechselkurs zwischen Forint und Euro entspricht. Die Wechselkursdifferenz hingegen wird von ihr 
einbehalten.

Durch die genannte Praxis werden die Begünstigten in ganz Ungarn doppelt belastet, weil die 
Beschaffung für die Projekte, deren Wert selbst um 20–25 % gestiegen ist, im Allgemeinen zu 30–
40 % in Euro getätigt werden muss, während gleichzeitig auch bei den Beschaffungskosten im Inland 
und den Arbeitskosten ein Anstieg um 10–20 % zu verzeichnen ist.

Darf die ungarische Regierung nach Meinung der Kommission die zusätzlichen Einnahmen 
einbehalten, die sich aus der Änderung des Wechselkurses zwischen Forint und Euro ergeben, von 
Rechts wegen aber den Begünstigten zustehen, die diesen Betrag für die Durchführung ihrer Projekte 
unbedingt benötigen?

Die Kommission wird ersucht, die ungarische Regierung aufzufordern, mitten in der gegenwärtigen 
Wirtschafts- und Finanzkrise nicht mehr auf Kosten der Bewerber Gewinne herauszuschlagen. 
Außerdem wird die Kommission ersucht, den ungarischen Bewerbern (Begünstigten), die EU-Mittel 
eingeworben haben, die Möglichkeit einzuräumen, die unterzeichneten und in Forint 
abgeschlossenen Verträge so zu ändern, dass sie die Unterstützung der Gemeinschaft in Euro 
erhalten, damit die beschriebenen Unregelmäßigkeiten abgestellt werden.


